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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Die Stadt Die Stadt Die Stadt Die Stadt Meerbusch macht im Auftrag der Bezirksregierung Düsseldorf öffentlich bMeerbusch macht im Auftrag der Bezirksregierung Düsseldorf öffentlich bMeerbusch macht im Auftrag der Bezirksregierung Düsseldorf öffentlich bMeerbusch macht im Auftrag der Bezirksregierung Düsseldorf öffentlich beeeekannt:kannt:kannt:kannt:    
    
Bekanntmachung über die Auslegung von Karten und Text der geplanten Verordnung sowie ErläutBekanntmachung über die Auslegung von Karten und Text der geplanten Verordnung sowie ErläutBekanntmachung über die Auslegung von Karten und Text der geplanten Verordnung sowie ErläutBekanntmachung über die Auslegung von Karten und Text der geplanten Verordnung sowie Erläuteeeerungsbericht rungsbericht rungsbericht rungsbericht 
zur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheinszur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheinszur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheinszur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheins    
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf beabsichtigt, das Überschwemmungsgebiet des Rheins, rechtes Ufer von km 707,0 
bis km 857,7 und linkes Ufer von km 711,2 bis km 865,5, durch ordnungsbehördliche Verordnung gemäß § 76 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in Verbindung mit § 112 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) festzusetzen.  
 
Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festsetzung von Überschwemmungsgebieten gemäß § 76 Abs. 4 WHG, 
§ 112 Abs. 1 Satz 2 LWG i. V. m. § 73 Abs. 2-5 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) zu informieren. Ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
 
Das Überschwemmungsgebiet des Rheins ist für ein hundertjährliches Hochwasserereignis ermittelt worden. Das 
Überschwemmungsgebiet erstreckt sich auf Flächen beiderseits des Rheins in folgenden Kommunen: 
 
Stadt Dinslaken Stadt Meerbusch 
Stadt Dormagen Stadt Monheim am Rhein 
Stadt Duisburg Stadt Neuss 
Stadt Düsseldorf Stadt Rees 
Stadt Emmerich am Rhein Stadt Rheinberg 
Stadt Kalkar Stadt Voerde 
Stadt Kleve Stadt Wesel 
Stadt Krefeld Stadt Xanten 
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Eine erste Übersicht über das Überschwemmungsgebiet kann den Übersichtskarten  entnommen werden. Die 
detaillierte Darstellung der betroffenen Flächen und Grenzen des Überschwemmungsgebietes ergibt sich aus den 
auszulegenden Überschwemmungsgebietskarten im Maßstab 1: 5.000. Das Überschwemmungsgebiet des Rheins 
ist in den Karten jeweils in hellblauer Farbe dargestellt.  
 

In vorläufig gesicherten und in festgesetzten Überschwemmungsgebieten gelten die Schutzbestimmungen der §§ 
78 WHG, 113 LWG, die eine Verschärfung der bestehenden Hochwassergefahr und eine Vergrößerung der zu 
erwartenden Schadenssituation verhindern sollen. 
 

Die Unterlagen für die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes (Text der geplanten Verordnung, 
Übersichtskarten im Maßstab 1: 25.000, Detailkarten im Maßstab 1: 5.000 und der Erläuterungsbericht) liegen in 
der Zeit  
 

vom 5. März 2014 bis einschließlich 7. April 2014vom 5. März 2014 bis einschließlich 7. April 2014vom 5. März 2014 bis einschließlich 7. April 2014vom 5. März 2014 bis einschließlich 7. April 2014    
    

montags montags montags montags bis donnerstags  bis donnerstags  bis donnerstags  bis donnerstags      von 9:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 16:30 Uhr undvon 9:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 16:30 Uhr undvon 9:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 16:30 Uhr undvon 9:00 bis 12:00 Uhr und 13:30 bis 16:30 Uhr und    
freitags freitags freitags freitags         von 9:00 bis 12:00 Uhrvon 9:00 bis 12:00 Uhrvon 9:00 bis 12:00 Uhrvon 9:00 bis 12:00 Uhr    
    

bei bei bei bei der Stadt Meerbusch, Stadtverwaltung, Fachbereich 4, Stadtplanung und Bauaufsicht, Wittenbeder Stadt Meerbusch, Stadtverwaltung, Fachbereich 4, Stadtplanung und Bauaufsicht, Wittenbeder Stadt Meerbusch, Stadtverwaltung, Fachbereich 4, Stadtplanung und Bauaufsicht, Wittenbeder Stadt Meerbusch, Stadtverwaltung, Fachbereich 4, Stadtplanung und Bauaufsicht, Wittenberrrrger Straße 21, ger Straße 21, ger Straße 21, ger Straße 21, 
40668 Meerbusch Lank40668 Meerbusch Lank40668 Meerbusch Lank40668 Meerbusch Lank----Latum, Raum 015 im ELatum, Raum 015 im ELatum, Raum 015 im ELatum, Raum 015 im Erdgeschoss,rdgeschoss,rdgeschoss,rdgeschoss,    zu jedermanns Eizu jedermanns Eizu jedermanns Eizu jedermanns Einnnnsicht sicht sicht sicht ausausausaus    
 

Zudem können die Unterlagen für die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes auch bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, Dezernat 54, Zimmer 423, ab dem 20.02.2014 für die Dauer eines 
Monats während der Dienststunden eingesehen werden. Um Voranmeldung wird gebeten. Darüber hinaus kann 
das ermittelte Überschwemmungsgebiet auch im Internetauftritt der Bezirksregierung Düsseldorf eingesehen 
werden unter: 
 

http://www.brd.nrw.de/umweltschutz/hochwasserschutz/Ueberschwemmungsgebiete.html 
 

Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes bJeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes bJeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes bJeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes beeeerührt werden, kann bis zwei rührt werden, kann bis zwei rührt werden, kann bis zwei rührt werden, kann bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist EinwenduWochen nach Ablauf der Auslegungsfrist EinwenduWochen nach Ablauf der Auslegungsfrist EinwenduWochen nach Ablauf der Auslegungsfrist Einwendunnnngen erheben. gen erheben. gen erheben. gen erheben.     
    

Die Einwendungen sind schriftlich oder mündDie Einwendungen sind schriftlich oder mündDie Einwendungen sind schriftlich oder mündDie Einwendungen sind schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der o.g. Aulich zur Niederschrift bei der o.g. Aulich zur Niederschrift bei der o.g. Aulich zur Niederschrift bei der o.g. Ausssslegungsstelle oder bei der legungsstelle oder bei der legungsstelle oder bei der legungsstelle oder bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf Bezirksregierung Düsseldorf Bezirksregierung Düsseldorf Bezirksregierung Düsseldorf –––– Dezernat 54  Dezernat 54  Dezernat 54  Dezernat 54 –––– Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenze Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenze Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenze Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf (unter Angabe des Aktenzeiiiichens: chens: chens: chens: 
54.03.02 54.03.02 54.03.02 54.03.02 –––– Rheins) zu erh Rheins) zu erh Rheins) zu erh Rheins) zu erheeeeben. ben. ben. ben.     
 

Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend 
gemachte Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem 
lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich.  
 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW alle Einwendungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 

Die erhobenen Einwendungen werden bei der Bezirksregierung Düsseldorf geprüft. 
 

Ich weise darauf hin, dass das Überschwemmungsgebiet des Rheins mit Verfügung vom 17.06.2011 (Abl. Reg. Ddf. 
2011 S. 212) vorläufig gesichert wurde. Die Schutzvorschriften der §§ 78 WHG, 113 LWG gelten für das vorläufig 
gesicherte Überschwemmungsgebiet entsprechend. 
 

Düsseldorf, den 31.01.2014 
Bezirksregierung Düsseldorf  
als Obere Wasserbehörde  
 
Im Auftrag  
gez. Hüsgen 

Meerbusch, den 18. Februar 2014 
In Vertretung: 
 

gez. 
 

Dr. Just Gerard 
Technischer Beigeordneter 
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Öffentliche Bekanntmachung 
    
OFFENOFFENOFFENOFFENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENLEGUNG VON BAULEITPLÄNEN    
    
Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.Bebauungsplan Nr.    82, Meerbusch82, Meerbusch82, Meerbusch82, Meerbusch----Büderich, BrühlBüderich, BrühlBüderich, BrühlBüderich, Brühl    
 
Der Ausschuss für Planung und Liegenschaften hat am 4. Februar 2014 beschlossen, den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 82, Meerbusch-Büderich, Brühl einschließlich der Entwurfsbegründung sowie die 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen gemäß 
§ 13 (2) Baugesetzbuch -BauGB- in Verbindung mit § 3 (2) BauGB vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung öffentlich auszulegen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes umfasst 

− das Flurstück 502 tlw. der Flur 4 der Gemarkung Büderich im Bereich der Stadtbahntrasse 
− die Flurstücke 74 bis 78, 79 bis 83, 86, 91, 103 bis 107, 109, 110, 169, 170, 173, 174, 209, 227, 228, 271, 

272, 276, 277, 278, 279, 284, 285, 305 bis 308, 310, 312, 318, 319, 450, 451, 461 bis 464, 504, 506 bis 
509, 521, 522 und 524 der Flur 4 der Gemarkung Büderich  

− die Flurstücke 3, 56, 57, 63, 87, 199 tlw., 222, 229, 230, 232, 239, 242, 262 und 263 der Flur 5 der 
Gemarkung Büderich,  

− die Flurstücke 523 tlw. der Flur 4 der Gemarkung Büderich sowie die Flurstücke 23 tlw. und 261 tlw. der Flur 
5 der Gemarkung Büderich im Bereich der Moerser Straße  

 
und ist im Übersichtsplan gekennzeichnet. 
 

 
 
 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt, eine Umweltprüfung ist 
somit nicht erforderlich. 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten die entgegenstehenden Festsetzungen der Bebauungspläne 
Nr. 83 B, Nr. 168  sowie der 2. Ergänzung und Änderung des Bebauungsplanes Nr. 83 B im Bereich der Straße „Am 
Pützhof“ außer Kraft. 
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Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82 einschließlich der Entwurfsbegründung sowie die wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen: 
 
 
Art der vorhandenen InformationArt der vorhandenen InformationArt der vorhandenen InformationArt der vorhandenen Information    VerfasserVerfasserVerfasserVerfasser    ThemaThemaThemaThema    

BUND  
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland) Ortsgruppe Meerbusch  
Dr. Andrea Blaum  
Schreiben vom 01.05.2013 

� Ausbau des Schackumer Baches 
� naturnahe und begrünte Uferge-

staltung am Bach 
� Blockheizkraftwerk und Nahwärme-

netz / Klimaschutz 
Rhein-Kreis-Neuss 
Schreiben vom 18.07.2013 

� Landschaftspflege 
� Lärmbelastung entlang der Moerser 

Straße und der Bahnstrecke  
� Gewährleistung gesunder Wohnver-

hältnisse 
� Niederschlagswasser 
� Niederschlagswasserbeseitigung unter 

Berücksichtigung der Entwicklung der 
Grundwasserstände 

� Mindestabstand für bauliche Anlagen 
vom Bach 

� Nachweis des schadlosen Abflusses 
� Anlagenbezogener Immissionsschutz 

Deichverband Lank-Latum 
Schreiben vom 15.07.2013 
 

� Regenwassereinleitungen 
� Gewässercharakteristik 
� Notentlastung 
� Landschaftsgestaltung 

Umweltrelevante Informationen aus Umweltrelevante Informationen aus Umweltrelevante Informationen aus Umweltrelevante Informationen aus 
den Stellungnahmen von Fachbden Stellungnahmen von Fachbden Stellungnahmen von Fachbden Stellungnahmen von Fachbeeee----
hörden, sonstigen Trägern öffenthörden, sonstigen Trägern öffenthörden, sonstigen Trägern öffenthörden, sonstigen Trägern öffent----
lllliiiicher Belangecher Belangecher Belangecher Belange    

Bezirksregierung Düsseldorf 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Schreiben vom 24.07.2013 

� Kampfmittelverdachtsflächen 
� Laufgraben und Schützenloch 
 

Umweltbezogene Fachgutachten:Umweltbezogene Fachgutachten:Umweltbezogene Fachgutachten:Umweltbezogene Fachgutachten:      
� Artenschutzgutachten Artenschutzprüfung (ASP) Stufe 1 

zum Bebauungsplan Nr. 82  
Kuhlmann & Sucht GbR  
Landschafts- und Umweltplanung 
Dezember 2011 

� Beschreibung des Plangebietes und 
des potentiellen Artenspektrums 

� Vorprüfung anhand Artenspektrums, 
Habitatansprüche und Wirkfaktoren 

� Artenschutzrechtliche Wertung und 
Ergebnisse der Untersuchung 

� Schallschutzgutachten Schalltechnisches Prognosegutachten 
zum Bebauungsplan Nr. 82  
Graner + Partner Ingenieure GmbH 
Mai 2013 

� Straßenverkehrsimmissionen 
� Stadtbahnverkehrsimmissionen 
� Luftverkehrsimmissionen 
� Anforderungen an den aktiven und 

passiven Schallschutz 
� Altlastengutachten Gutachten / Bodenuntersuchung zum 

Bebauungsplan Nr. 82 
Ingenieurgeologisches Büro /  
Baugrundlabor 
Dahlbender und Schürmann 
März 2011 

� Durchgeführte Untersuchungen 
� Boden- und Grundwasserverhältnisse 
� Altlastenbewertung 
� Angaben zum Baugrund 
� Angaben zur Regenwasserver-

sickerung 
UmweltreleUmweltreleUmweltreleUmweltrelevante Informationen aus vante Informationen aus vante Informationen aus vante Informationen aus 
den Stellungnahmen und Eingaben den Stellungnahmen und Eingaben den Stellungnahmen und Eingaben den Stellungnahmen und Eingaben 
aus der Öffentlichkeitaus der Öffentlichkeitaus der Öffentlichkeitaus der Öffentlichkeit    

Eine (rechtlich nicht geforderte) erste 
Öffentlichkeitsbeteiligung i. S. v. 
§ 3 (1) BauGB wurde in Form einer 
Bürgerinformationsveranstaltung am 
29. April 2013 durchgeführt werden. 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 82, Meerbusch-Büderich, Brühl, 
hat anschließend im Sinne 
§ 3 (1) Baugesetzbuch -BauGB) vom 
30. April 2013 bis einschließlich 21. 
Mai 2013 zur Einsicht öffentlich 
ausgelegen. In dieser Zeit gingen aus 
der Bürgerschaft 10 Einwendungen 
ein. 

� Verkehrslärmbelastung 
� Lärmreflexion neuer Fassaden 
� Flächengebrauch / Dichte 
� Belichtung, Belüftung und Besonnung 
� Ausbau des Schackumer Baches 
� Gestaltung des Baches 
� Insekten- oder Rattenplage am Bach 
� Geruchsbelästigung am Bach 
� Giftstoffe im Bach 
� Baumerhalt 
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liegen 
 

in der Zeit vom 13. März 2014 bis einschließlich 14. April 2014in der Zeit vom 13. März 2014 bis einschließlich 14. April 2014in der Zeit vom 13. März 2014 bis einschließlich 14. April 2014in der Zeit vom 13. März 2014 bis einschließlich 14. April 2014    
 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger 
Straße 21, EG, Raum 015 
 
montags montags montags montags –––– freitags freitags freitags freitags        von   von   von   von   9.00 9.00 9.00 9.00 ---- 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und    
montags montags montags montags –––– donnerstags donnerstags donnerstags donnerstags    von 13.30 von 13.30 von 13.30 von 13.30 ---- 16.30 Uhr 16.30 Uhr 16.30 Uhr 16.30 Uhr    
 
zur Einsicht öffentlich aus.  
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass während dieser Auslegungsfrist Stellungnahmen abgegeben werden können. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben. Darüber hinaus ist ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, 
soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht 
oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
    
Zusätzlich kann der Planentwurf im Bürgerbüro in Meerbusch-Büderich, Dr.-Franz-Schütz-Platz 1 zu den dortigen 
Öffnungszeiten eingesehen werden. 
    
Sie erreichen den Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht an der Wittenberger Straße mit der Buslinie 839 bis 
Haltestelle Zum Heidberg sowie den Buslinien 830 und 832 bis Haltestelle Lank-Friedhof. 
 
Meerbusch, den 20. Februar 2014 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
gez. 
 
Dr. Just Gérard 
Technischer Beigeordneter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

WahlordnungWahlordnungWahlordnungWahlordnung    
für die Wahl der direkt zu wählenden Mitgliederfür die Wahl der direkt zu wählenden Mitgliederfür die Wahl der direkt zu wählenden Mitgliederfür die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder    

des Integrationsratesdes Integrationsratesdes Integrationsratesdes Integrationsrates    
 
Aufgrund der §§ 7, 27 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666, SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2013 (GV. NRW S. 878) hat der Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am 20. Februar 2014 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich§ 1 Geltungsbereich§ 1 Geltungsbereich§ 1 Geltungsbereich    
 
(1) Diese Wahlordnung gilt für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates. 
 
(2) Das Wahlgebiet ist das Gebiet der Stadt Meerbusch. Das Wahlgebiet kann in mehrere Stimmbezirke 

aufgeteilt werden. 
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§ 2 Wahlorgane§ 2 Wahlorgane§ 2 Wahlorgane§ 2 Wahlorgane    
 
Wahlorgane sind 

1. der Bürgermeister als Wahlleiter, 
2. der Wahlausschuss, 
3. für jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand, 
4. der Wahlvorstand zur zentralen Auszählung der in den Stimmbezirken abgegebenen Stimmen, 
5. der Briefwahlvorstand. 
 

 
§ 3 Wahlleiter§ 3 Wahlleiter§ 3 Wahlleiter§ 3 Wahlleiter    

 
Der Wahlleiter ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahl zuständig, soweit nicht 
gesetzliche Vorgaben oder diese Wahlordnung bestimmte Zuständigkeiten anderen Wahlorganen übertragen. 
 
 

§ 4 Wahlausschuss§ 4 Wahlausschuss§ 4 Wahlausschuss§ 4 Wahlausschuss    
    

(1) Wahlausschuss für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates ist der 
Wahlausschuss für die Gemeindewahlen. 

 
(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge und stellt das Gesamtergebnis der 

Wahl fest. 
 
 

§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit§ 5 Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit    
 
(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher, dem stellvertretenden Wahlvorsteher und drei bis 

sechs Beisitzern. Aus dem Kreis der Beisitzer werden ein Schriftführer und ein stellvertretender 
Schriftführer bestellt.  

 
(2) Der Bürgermeister beruft die Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand können neben 

Wahlberechtigten nach § 6 auch Bürger angehören. 
 

(3) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Wahlvorstehers den Ausschlag. 

 
(4) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus. 
 
    

§ 6 Wahlberechtigung§ 6 Wahlberechtigung§ 6 Wahlberechtigung§ 6 Wahlberechtigung    
 
(1) Wahlberechtigt ist, wer 

 1. nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist, 
 2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
 3. die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder 
 4. die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im 

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3458) erworben hat. 

 
(2) Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 

 1. 16 Jahre alt sein, 
 2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
 3. mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Stadt Meerbusch ihre Hauptwohnung 

haben. 
 

(3) Wahlberechtigte Personen nach Absatz 1 Nummern 3 und 4 müssen sich bis zum zwölften Tag vor der 
Wahl in das Wählerverzeichnis eintragen lassen. 
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§ 7 Wahlrechtsausschluss§ 7 Wahlrechtsausschluss§ 7 Wahlrechtsausschluss§ 7 Wahlrechtsausschluss    

 
Nicht wahlberechtigt sind Ausländer, 

1. auf die das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 Absatz 2, Nummern 2 oder 3 keine Anwendung findet 
oder 

2. die Asylbewerber sind. 
 

 
§ 8 Wählbarkeit§ 8 Wählbarkeit§ 8 Wählbarkeit§ 8 Wählbarkeit    

    
(1)    Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 6 und alle Bürger der Stadt Meerbusch, die 

 1. am Wahltag 18 Jahre alt sind und 
 2. mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in der Stadt Meerbusch ihre Hauptwohnung haben. 
 

(2) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

 
    

§ 9 Wahltag und Wahlzeit§ 9 Wahltag und Wahlzeit§ 9 Wahltag und Wahlzeit§ 9 Wahltag und Wahlzeit    
 
(1) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates findet am Tag der Kommunalwahl statt. 
 
(2) Die Wahlzeit dauert von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
 

    
§ 10 Wahlvorschläge§ 10 Wahlvorschläge§ 10 Wahlvorschläge§ 10 Wahlvorschläge    

 
(1) Der Wahlleiter fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einreichung von Wahlvorschlägen durch 

öffentliche Bekanntmachung auf. 
 
(2) Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürgern (Listenwahlvorschlag) oder 

einzelnen Wahlberechtigten oder Bürgern (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder 
Wahlvorschlagsberechtigte kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. 

 
(3) Als Wahlbewerber kann jede nach § 8 wählbare Person benannt werden, sofern sie ihre Zustimmung 

schriftlich erteilt hat. Die Zustimmung ist unwiderruflich. 
 
(4) Für die Wahlvorschläge nach Listen und für die Einzelbewerber können Stellvertreter benannt werden. 
 
(5) Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung in entsprechender 

Anwendung des § 45 Abs. 1 KWahlG, so dass an die Stelle des verhinderten gewählten Bewerbers der für 
ihn auf der Liste aufgestellte Ersatzbewerber oder, falls ein solcher nicht benannt ist bzw. dieser auch 
verhindert ist, der Listennächste tritt. In Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern kann ein Stellvertreter 
benannt werden, welcher den Bewerber im Falle seiner Wahl vertritt und im Falle seines Ausscheidens 
ersetzt. 

 
(6) Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe 

unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand besitzt und die Benennung und  Aufstellung der Bewerber nach demokratischen 
Grundsätzen erfolgt ist. 

 
(7) Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, den Beruf 

und die Anschrift der Hauptwohnung des Wahlbewerbers enthalten. Sofern Stellvertreter benannt 
werden, sind diese ebenfalls mit den Angaben nach Satz 1 aufzuführen. 
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(8) Jeder Wahlvorschlag muss als “Listenwahlvorschlag" oder als “Einzelbewerber" gekennzeichnet und mit 
einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des ersten 
Bewerbers an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 

 
(9) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson 

bezeichnet sein. 
 
(10) Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die der Wahlleiter/die Wahlleiterin bereithält.  
 
(11) Wahlvorschläge können bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, beim Wahlleiter eingereicht werden. 

Der Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge und legt sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor. 
 
(12) Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 39. Tag vor der Wahl über die Zulassung der 

Wahlvorschläge. Für die Zurückweisung von Wahlvorschlägen gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des 
Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 
(13) Die zugelassenen Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter mit den in Abs. 7 genannten Merkmalen, 

jedoch ohne Tag und Monat der Geburt, bekannt gemacht. 
 
 

§ 11 Stimmzettel§ 11 Stimmzettel§ 11 Stimmzettel§ 11 Stimmzettel    
 
(1) Die Einzelbewerber werden mit Namen und Vornamen in den Stimmzettel aufgenommen. Sofern ein 

Stellvertreter im Wahlvorschlag benannt und zugelassen worden ist, wird dieser ebenfalls mit Namen und 
Vornamen in dem Stimmzettel aufgenommen. 

 
(2) Die Listenwahlvorschläge werden mit der Bezeichnung des Wahlvorschlages sowie mit der 

Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusätzlich werden Familienname und Vorname der ersten fünf auf der 
Liste genannten Bewerber aufgeführt. 

 
(3) Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel bestimmt sich nach dem Eingang der für einen gültigen 

Wahlvorschlag erforderlichen Unterlagen beim Wahlleiter. 
 
    

§ 12 Wählerverzeichnis§ 12 Wählerverzeichnis§ 12 Wählerverzeichnis§ 12 Wählerverzeichnis    
    

(1) Für jeden Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis geführt. 
 
(2) In das Wählerverzeichnis werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, bei denen am 35. Tag vor 

der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind. Die Wahlberechtigten erhalten eine 
Wahlbenachrichtigung bis zum 21. Tag vor der Wahl. 

 

(3) Für wahlberechtigte Personen nach § 6 Absatz 1 Nummern 3 und 4 gilt § 6 Absatz 3. 
 
(4) Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis mit Familien- und Vornamen, Geburtsdatum, 

Staatsangehörigkeit und Anschrift aufgeführt. Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender Nummer 
nach Straßen und Hausnummern alphabetisch angelegt. 

 
(5) Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen 

Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereit gehalten. Zeit und Ort der Bereithaltung zur Einsichtnahme 
werden öffentlich bekannt gemacht. 

 
(6) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist 

Einspruch bei der Stadtverwaltung einlegen. Über den Einspruch entscheidet der Bürgermeister. Gegen 
die Entscheidung des Bürgermeisters kann binnen drei Tagen nach Zustellung Beschwerde eingelegt 
werden, über die die Aufsichtsbehörde entscheidet. 
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§ 13 Durchführung der Wahl§ 13 Durchführung der Wahl§ 13 Durchführung der Wahl§ 13 Durchführung der Wahl    
 
(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis des Stimmbezirks eingetragen ist oder einen Wahlschein 

für das Wahlgebiet hat. 
 
(2) Jeder Wähler hat eine Stimme. 
 
(3) Auf Verlangen hat der Wähler sich gegenüber dem Wahlvorstand über seine Person auszuweisen. 
 
(4) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Bürgermeister in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag 
 1. seinen Wahlschein, 
 2. in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag seinen Stimmzettel 
 so rechtzeitig zu übersenden oder zu überbringen, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 18 Uhr beim 

Briefwahlvorstand eingeht. 
 
(5) Auf dem Wahlschein hat der Wähler an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder 

gemäß dem erklärten Willen des Wählers gekennzeichnet worden ist. 
 
 

§ 14 Stimmzählung§ 14 Stimmzählung§ 14 Stimmzählung§ 14 Stimmzählung    
 
(1) Nach dem Ende der Wahlzeit können die Urnen verschiedener Stimmbezirke zu einer zentralen 

Auszählung zusammengeführt werden. Den Urnen sind das jeweilige Wählerverzeichnis, die jeweilige 
Niederschrift und die eingenommenen Wahlscheine beizulegen. Nach dem Ende der Wahlzeit ist ein für 
die Auszählung gebildeter Wahlvorstand abweichend von dem für die Wahlhandlung gebildeten 
Wahlvorstand für die Stimmzählung zuständig. 

 
(2) Bei der zentralen Auszählung wird zunächst anhand der Wählerverzeichnisse und der eingenommenen 

Wahlscheine die Anzahl der abgegebenen Stimmen festgestellt. Diese Zahl wird mit den in den Urnen 
befindlichen Stimmzetteln verglichen. Danach wird die Zahl der gültigen Stimmen und der auf jeden 
Wahlvorschlag entfallenden Stimmen ermittelt. 

 
(3) Über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der für die Auszählung gebildete Wahlvorstand. 
 
(4) Für die Ungültigkeit von Stimmen gilt § 30 des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(5) Über die Auszählung der Stimmen ist eine Niederschrift zu fertigen. 
 
 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung    
 
(1) Der Wahlausschuss stellt - nach vorangegangener Vorprüfung der Wahlniederschriften auf Vollständigkeit 

und Ordnungsmäßigkeit durch den Wahlleiter - unverzüglich nach der Wahl das Wahlergebnis und die 
Sitzverteilung nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte Laguë/Schepers fest. Er ist dabei an 
die Entscheidung der Wahlvorstände gebunden, jedoch berechtigt, Rechenfehler zu berichtigen. Bei 
gleichen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier Stellen nach dem Komma entscheidet das 
vom Wahlleiter zu ziehende Los. 

 
(2) Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze als Bewerber benannt sind, bleiben diese 

Sitze unbesetzt. 
 
(3) Der Wahlleiter gibt die Namen der gewählten Bewerber öffentlich bekannt, benachrichtigt die Gewählten 

und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Für die 
Annahmeerklärung, den Mandatsverlust (einschließlich Verzicht) und die Ersatzbestimmung gelten die 
Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fassung entsprechend. 
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§ 16 Wa§ 16 Wa§ 16 Wa§ 16 Wahlprüfunghlprüfunghlprüfunghlprüfung    
 
Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen des Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fassung 
entsprechend. 
    
    

§ 17 Fristen§ 17 Fristen§ 17 Fristen§ 17 Fristen    
 
Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder verändern sich nicht dadurch, dass 
der letzte Tag der Frist oder der Termin auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen oder staatlichen 
Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 
 
 

§ 18 Anzuwendende Vorschriften§ 18 Anzuwendende Vorschriften§ 18 Anzuwendende Vorschriften§ 18 Anzuwendende Vorschriften    
 
(1) Für die Wahl zum Integrationsrat gelten unbeschadet dieser Wahlordnung die §§ 2, 5 Absatz 1, §§ 9 bis 

13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 
 
(2) Ergänzend finden die übrigen Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes und die 

Kommunalwahlordnung sinngemäß Anwendung, soweit in dieser Wahlordnung keine nähere 
Bestimmung getroffen wurde. 

 
 

§ 19 Amtssprache§ 19 Amtssprache§ 19 Amtssprache§ 19 Amtssprache    
 
Die Amtssprache ist Deutsch. 
 
    

§ 20 Inkrafttreten§ 20 Inkrafttreten§ 20 Inkrafttreten§ 20 Inkrafttreten    
 
Diese Wahlordnung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlordnung für die 
Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates vom 29. Oktober 2009 außer Kraft. 
 

BekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnungBekanntmachungsanordnung    
 
Die vorstehende Satzung für Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
    
Hinweis:Hinweis:Hinweis:Hinweis:    
Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurd nicht 

durchgeführt, 
2.  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3.  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 
4.  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Meerbusch vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meerbusch, den  20. Februar 2014 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung der Stadt MeerbuschBekanntmachung der Stadt MeerbuschBekanntmachung der Stadt MeerbuschBekanntmachung der Stadt Meerbusch    
    

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des 
Integrationsrates am 25. Mai 2014Integrationsrates am 25. Mai 2014Integrationsrates am 25. Mai 2014Integrationsrates am 25. Mai 2014 

 
 
Gemäß § 10 der Wahlordnung der Stadt Meerbusch vom 20. Februar 2014 fordere ich hiermit zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates auf. 
 
Die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Integrationsrates findet am Tag der Kommunalwahl statt. Gemäß 
Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 6. November 2013 (MBl. NRW. 2013 S. 487) 
findet die Kommunalwahl am 25. Mai 201425. Mai 201425. Mai 201425. Mai 2014 statt. 
 
Die Wahlvorschläge sind spätestens bis zum 7. April 2014, 18 Uhr (Aspätestens bis zum 7. April 2014, 18 Uhr (Aspätestens bis zum 7. April 2014, 18 Uhr (Aspätestens bis zum 7. April 2014, 18 Uhr (Ausschlussfrist)usschlussfrist)usschlussfrist)usschlussfrist), beim Wahlleiter der Stadt 
Meerbusch, Verwaltungsgebäude Wittenberger Straße 21  in Meerbusch-Lank-Latum, Zimmer 061 einzureichen. Es 
wird jedoch dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig vor Ablauf der Ausschlussfrist behoben werden 
können. 
 
Für alle Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Stadt Meerbusch, 
Verwaltungsgebäude Wittenberger Straße 21 in Meerbusch-Lank-Latum, Zimmer 061, während der Dienststunden 
kostenlos ausgegeben werden. 
 
Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürgern (Listenvorschlag) und von einzelnen 
Wahlberechtigten oder Bürgern (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann nur 
einen Wahlvorschlag einreichen. 
 
WahlberechtigtWahlberechtigtWahlberechtigtWahlberechtigt ist, wer 
1. nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist, 
2. eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
3. die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung erhalten hat oder 
4. die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im 

Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3458) erworben hat. 

Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
1. 16 Jahre alt sein, 
2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und 
3. mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Stadt Meerbusch ihre Hauptwohnung haben. 
 
Wählbar Wählbar Wählbar Wählbar sind alle wahlberechtigten Personen und alle Bürger der Stadt Meerbusch, wenn sie 
1. am Wahltag 18 Jahre alt sind und 
2. mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in Meerbusch ihre Hauptwohnung haben. 
 
Als Wahlbewerber kann jede demnach wählbare Person benannt werden, sofern sie ihre Zustimmung schriftlich 
erteilt hat. Die Zustimmung ist unwiderruflich. 
 
Für die Wahlvorschläge nach Listen und für die Einzelbewerber können Stellvertreter benannt werden. 
 
Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung in entsprechender Anwendung des § 
45 Abs. 1 KWahlG, so dass an die Stelle des verhinderten gewählten Bewerbers der für ihn auf der Liste aufgestellte 
Ersatzbewerber oder, falls ein solcher nicht benannt ist bzw. dieser auch verhindert ist, der Listennächste tritt. In 
Wahlvorschlägen von Einzelbewerbern kann ein Stellvertreter benannt werden, welcher den Bewerber im Falle 
seiner Wahl vertritt und im Falle seines Ausscheidens ersetzt. 
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Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe unterzeichnet sein 
und den Nachweis enthalten, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand besitzt und die 
Benennung und  Aufstellung der Bewerber nach demokratischen Grundsätzen erfolgt ist. 
 
Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, den Beruf und die 
Anschrift der Hauptwohnung des Wahlbewerbers enthalten. Sofern Stellvertreter benannt werden, sind diese 
ebenfalls mit den Angaben nach Satz 1 aufzuführen. 
 
Jeder Wahlvorschlag muss als “Listenwahlvorschlag" oder als “Einzelbewerber" gekennzeichnet und mit einer 
Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des ersten Bewerbers an die 
Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 
 
In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet sein. 
 
 
Meerbusch, den 20. Februar 2014 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Dieter Spindler 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Benachrichtigung über die Zustellung eines SchreibensBenachrichtigung über die Zustellung eines SchreibensBenachrichtigung über die Zustellung eines SchreibensBenachrichtigung über die Zustellung eines Schreibens    
des Bürgermeisters der Stadt Meerbuschdes Bürgermeisters der Stadt Meerbuschdes Bürgermeisters der Stadt Meerbuschdes Bürgermeisters der Stadt Meerbusch    

 
Datum 
des Schreibens Buchungszeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

10.01.201410.01.201410.01.201410.01.2014    5.0102.004738.05.0102.004738.05.0102.004738.05.0102.004738.0    Terhüne, HelmutTerhüne, HelmutTerhüne, HelmutTerhüne, Helmut    Pfälzer Str. 5Pfälzer Str. 5Pfälzer Str. 5Pfälzer Str. 5    
40667 Meerbusch40667 Meerbusch40667 Meerbusch40667 Meerbusch    

    

Datum 
des Bescheides Buchungszeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

10.01.201410.01.201410.01.201410.01.2014    5.0102.006628.75.0102.006628.75.0102.006628.75.0102.006628.7    Ball,Ball,Ball,Ball, Hartwig  Hartwig  Hartwig  Hartwig     Schorlemstraße 1Schorlemstraße 1Schorlemstraße 1Schorlemstraße 1    
40545 Düsseldorf40545 Düsseldorf40545 Düsseldorf40545 Düsseldorf    

    

Datum 
des Bescheides Buchungszeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

10.01.201410.01.201410.01.201410.01.2014    5.0102.004042.35.0102.004042.35.0102.004042.35.0102.004042.3    Ewert, Doris Ewert, Doris Ewert, Doris Ewert, Doris     Claudiusstraße 31 Claudiusstraße 31 Claudiusstraße 31 Claudiusstraße 31     
40668 Meerbusch40668 Meerbusch40668 Meerbusch40668 Meerbusch    

    

Datum 
des Bescheides Buchungszeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

10.01.201410.01.201410.01.201410.01.2014    5.0102.006707.05.0102.006707.05.0102.006707.05.0102.006707.0    Helmig, Nicolas Helmig, Nicolas Helmig, Nicolas Helmig, Nicolas     Schützendelle 2 Schützendelle 2 Schützendelle 2 Schützendelle 2     
40670 Meerbusch40670 Meerbusch40670 Meerbusch40670 Meerbusch    

    

Datum 
des Bescheides Buchungszeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

10.01.201410.01.201410.01.201410.01.2014    5.0102.006114.55.0102.006114.55.0102.006114.55.0102.006114.5    Olbert, Andrea Olbert, Andrea Olbert, Andrea Olbert, Andrea     Am Oberbach 50 Am Oberbach 50 Am Oberbach 50 Am Oberbach 50     
40668 Meerbusch40668 Meerbusch40668 Meerbusch40668 Meerbusch    

 
Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz in Verbindung mit § 4 der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) und § 16 
der Hauptsatzung der Stadt Meerbusch in den jeweils zur Zeit geltenden Fassungen wird hiermit    für den 
Bürgermeister der Stadt Meerbusch das oben genannte Schreiben  
    

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Schreiben kann beim 
 

Servicebereich Finanzen in Meerbusch-Büderich, Dr.-Franz-Schütz-Platz 1, Zimmer 18 
 
eingesehen werden. 
 
Sprechzeiten:  Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr      -        Mo. und Mi. 14.00 - 16.00 Uhr 
 
Die Benachrichtigung über die Zustellung wird für die Dauer von zwei Wochen in den 
Informationsschaukästen der Stadt Meerbusch öffentlich ausgehängt Das Schreiben gilt nach Ablauf der 
Aushangfrist als zugestellt. 
 
Durch diese öffentliche Bekanntmachung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Benachrichtigung über die Zustellung eines Schreibens 
des Bürgermeisters der Stadt Meerbusch 

 
 

Datum 
des Schreibens Aktenzeichen 

Empfänger des Bescheides: 
Name, Vorname 

letzte bekannte Anschrift 
Straße, PLZ, Wohnort 

20.02.2014 50101019880 Subasic, Esad Karl-Arnold-Straße 33, 
40667 Meerbusch 

 
 

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz in Verbindung mit § 4 der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) und § 16 
der Hauptsatzung der Stadt Meerbusch in den jeweils zur Zeit geltenden Fassungen wird hiermit    für den 
Bürgermeister der Stadt Meerbusch das oben genannte Schreiben  
    

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Das Schreiben kann beim 
 

Servicebereich Finanzen in Meerbusch-Büderich, Dr.-Franz-Schütz-Platz 1, Zimmer 06 
 
eingesehen werden. 
 
Sprechzeiten:  Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr      -        Mo. und Mi. 14.00 - 16.00 Uhr 
 
Die Benachrichtigung über die Zustellung wird für die Dauer von zwei Wochen in den 
Informationsschaukästen der Stadt Meerbusch öffentlich ausgehängt Das Schreiben gilt nach Ablauf der 
Aushangfrist als zugestellt. 
 
Durch diese öffentliche Bekanntmachung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Seite 15 
Amtsblatt der Stadt Meerbusch vom 24. Februar 2014 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


